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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André Hahn, Gökay Akbulut, Heike Hänsel,  
Andrej Hunko, Amira Mohamed Ali, Niema Movassat, Zaklin Nastic,  
Dr. Alexander S. Neu, Tobias Pflüger, Martina Renner, Kersten Steinke,  
Friedrich Straetmanns, Dr. Kirsten Tackmann und der Fraktion DIE LINKE. 

Darstellung der Konkretisierung des PKK-Kennzeichnungsverbots im 
Verfassungsschutzbericht 2017 

Im Verfassungsschutzbericht des Bundes für das Jahr 2017 wird im Abschnitt 
über die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) eine Konkretisierung des PKK-Kenn-
zeichenverbots durch das Bundesministerium des Innern am 2. März 2017 er-
wähnt. Hierzu heißt es: „Durch die Konkretisierung des Kennzeichenverbots 
wurde klargestellt, welche Symbole von dem Verbot der PKK umfasst sind, da-
runter die Kennzeichen und Symbole der syrischen PKK-Schwesterorganisation 
‚Partei der Demokratischen Union‘ (PYD), der der PYD unterstellten ‚Volksver-
teidigungseinheiten‘ (YPG) und ‚Volksverteidigungseinheiten der Frauen‘ (YPJ), 
der PKK-Jugendorganisation ‚Komalên Civan‘/‚Ciwanên Azad‘ sowie der PKK-
Studierendenorganisation ‚Verband der Studierenden aus Kurdistan‘ (YXK)“ 
(Verfassungsschutzbericht 2017, S. 226 f.).  
Diese Darstellung widerspricht nach Ansicht der Fragestellerinnen und Fragestel-
ler vorangegangenen Antworten der Bundesregierung auf Kleine Anfragen der 
Fraktion DIE LINKE. So stellte die Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
18/12025 klar, dass „‚Fahnen und Symbole legal tätiger Vereine‘ dann verboten“ 
seien, „wenn sie von einer bereits verbotenen Vereinigung in einer Weise ver-
wandt werden, dass sie deren Zusammenhalt fördern oder propagandistisch auf 
deren Ziele hinweisen.“ Demnach sei „die Fahne des Verbandes der Studierenden 
aus Kurdistan (YXK) […] nicht schlechthin verboten, sondern nur insoweit, als 
dass sich die PKK ihrer ersatzweise bedient.“ Ebenso seien „Fahnen der Volks- 
und Frauenverteidigungseinheiten (YPG) und YPJ in Syrien […] nicht schlecht-
hin verboten, sondern nur insoweit, als dass sich die PKK derer ersatzweise be-
dient“. In ihrer Antwort zu Frage 2 auf Bundestagsdrucksache 19/1576 stellt die 
Bundesregierung fest, dass sich ihre Auffassung diesbezüglich nicht geändert 
habe.  
Sollte die auf Bundestagsdrucksache 18/12025 dargestellte Auffassung der Bun-
desregierung weiterhin Gültigkeit haben, dann halten die Fragestellerinnen und 
Fragesteller die im Verfassungsschutzbericht getätigte Darstellung, die genannten 
Symbole seien grundsätzlich vom PKK-Verbot umfasst und verboten, für miss-
verständlich. Insbesondere ist eine solche Darstellung geeignet, in der Öffentlich-
keit aber auch gegenüber den für die Umsetzung von vereinsrechtlichen Verboten 
sowie des Versammlungsrechts zuständigen Landes- und Kommunalbehörden ei-
nen für die genannten nicht verbotenen Organisationen nachteiligen Eindruck 
hervorzurufen – bis hin zu nicht im Sinne des Gesetzes erfolgenden versamm-
lungsrechtlichen Einschränkungen. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Inwieweit, seit wann und aufgrund welcher Rechtsprechung unterliegen nach 
Kenntnis und Auffassung der Bundesregierung die folgenden Organisatio-
nen dem 1993 erfolgten Betätigungsverbot gegen die Arbeiterpartei Kurdis-
tans (PKK) oder einem anderen Betätigungsverbot: 
a) Partei der Demokratischen Union (PYD), 
b) Volksverteidigungseinheiten (YPG) und Frauenverteidigungseinheiten 

(YPJ), 
c) Verband der Studierenden aus Kurdistan (YXK), 
d) Komalên Civan, 
e) Ciwanên Azad? 

2. Hält die Bundesregierung an ihren auf Bundestagsdrucksache 18/12025 ge-
tätigten und auf Bundestagsdrucksache 19/1576 bestätigten Auffassungen 
fest, wonach „‚Fahnen und Symbole legal tätiger Vereine‘ dann verboten“ 
seien, „wenn sie von einer bereits verbotenen Vereinigung in einer Weise 
verwandt werden, dass sie deren Zusammenhalt fördern oder propagandis-
tisch auf deren Ziele hinweisen“?  
Wenn nein, wie lautet dann die aktuelle diesbezügliche Auffassung der Bun-
desregierung, warum und wann wurde diese Auffassung verändert, und in 
welcher Form wurde wann diese Änderung der Auffassung gegenüber Be-
hörden und Öffentlichkeit kommuniziert? 

3. Hält die Bundesregierung an ihren auf Bundestagsdrucksache 18/12025 ge-
tätigten und auf Bundestagsdrucksache 19/1576 bestätigten Auffassungen 
fest, wonach „die Fahne des Verbandes der Studierenden aus Kurdistan 
(YXK) […] nicht schlechthin verboten“ sei, „sondern nur insoweit, als dass 
sich die PKK ihrer ersatzweise bedient“?  
Wenn nein, wie lautet dann die aktuelle diesbezügliche Auffassung der Bun-
desregierung, warum und wann wurde diese Auffassung verändert und in 
welcher Form wurde wann diese Änderung der Auffassung gegenüber Be-
hörden und Öffentlichkeit kommuniziert? 

4. Hält die Bundesregierung an ihren auf Bundestagsdrucksache 18/12025 ge-
tätigten und auf Bundestagsdrucksache 19/1576 bestätigten Auffassungen 
fest, wonach „Fahnen der Volks- und Frauenverteidigungseinheiten (YPG 
und YPJ) in Syrien […] nicht schlechthin verboten“ sind, „sondern nur inso-
weit, als dass sich die PKK derer ersatzweise bedient“?  
Wenn nein, wie lautet dann die aktuelle diesbezügliche Auffassung der Bun-
desregierung, warum und wann wurde diese Auffassung verändert, und in 
welcher Form wurde wann diese Änderung der Auffassung gegenüber Be-
hörden und Öffentlichkeit kommuniziert? 
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5. Inwieweit sieht die Bundesregierung eine Diskrepanz zwischen ihrer Dar-
stellung im Verfassungsschutzbericht 2017, wonach die Kennzeichen und 
Symbole der PYD, YPG, YPJ und YXK aufgrund der Konkretisierung des 
Kennzeichenverbots vom Verbot der PKK umfasst sind und ihrer auf Bun-
destagsdrucksache 18/12025 getätigten und auf Bundestagsdrucksache 
19/1576 bestätigten Auffassung, dass diese Vereinigungen nicht dem ver-
einsrechtlichen Betätigungsverbot der PKK unterliegen und ihre Symbole 
und Kennzeichen nur dann verboten sind, wenn sich die PKK ihrer ersatz-
weise bedient?  
a) Wie begründet die Bundesregierung die voneinander abweichenden Dar-

stellungen im Verfassungsschutzbericht sowie auf den Bundestagsdruck-
sachen 19/1576 und 18/12025? 

b) Inwieweit hält die Bundesregierung die Darstellung im Verfassungs-
schutzbericht 2017 bezüglich der Konkretisierung des PKK-Kennzei-
chenverbots für geeignet, gegenüber der Öffentlichkeit sowie Bundes-, 
Landes- und Kommunalbehörden den Eindruck zu erwecken, die Sym-
bole und Kennzeichen von PYD, YPG, YPJ und YXK seien grundsätzlich 
vom Verbot der PKK umfasst? 

c) Inwieweit ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Darstellung im Ver-
fassungsschutzbericht 2017 bezüglich der Konkretisierung des PKK-
Kennzeichenverbots, wonach die Symbole und Kennzeichen von PYD, 
YPG, YPJ und YXK grundsätzlich vom Verbot der PKK umfasst seien, 
dazu geeignet, sich nachteilig zugunsten der genannten Organisationen 
sowie von Personen, die Symbole und Kennzeichen der genannten Orga-
nisationen nutzen, auszuwirken? 

6. Inwieweit sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, eine Konkretisie-
rung bzw. Korrektur der Darstellung im Verfassungsschutzbericht 2017 vor-
zunehmen, wonach die Symbole und Kennzeichen von PYD, YPG, YPJ und 
YXK grundsätzlich vom Verbot der PKK umfasst seien, und wie, wo und 
wann soll eine solche Korrektur oder Konkretisierung erfolgen? 

7. Wie begründet die Bundesregierung ihre im Verfassungsschutzbericht 2017 
getätigten Behauptungen, wonach YPG und YPJ „die bewaffneten Einheiten 
der PYD in Syrien“ seien und der PYD unterstellt seien, und auf welche kon-
kreten Quellen stützt sie sich dabei?  
Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die konkrete Rolle, Funk-
tion und Einbindung von PYD, YPG und YPJ innerhalb der Gremien bzw. 
der Verwaltung der Demokratischen Föderation Nordsyrien? 

8. Um was für eine Organisation handelt es sich bei den im Verfassungsschutz-
bericht 2017 genannten „Volksverteidigungseinheiten der Frauen“ (YPJ), 
und in welchem Verhältnis stehen diese nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu den Volksverteidigungseinheiten (YPG) und Frauenverteidigungseinhei-
ten (YPJ)?  
Sollte die Bundesregierung mit „Volksverteidigungseinheiten der Frauen“ 
die Frauenverteidigungseinheiten meinen, warum verwendet sie dann einen 
anderen Namen dafür? 

Berlin, den 1. August 2018  

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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